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Norm

BDG §40 Abs2

PBVG §65 Abs3

1. PBVG § 65 heute

2. PBVG § 65 gültig ab 01.07.1996

Schlagworte

Personalvertreter, qualifizierte Verwendungsänderung, kein Zustimmungserfordernis

Rechtssatz

Dass der Gesetzgeber des BDG für bestimmte Verwendungsänderungen auch die Schutzmechanismen des

Versetzungsschutzes festlegt, bedeutet noch nicht die Wertung, dass dies auch für das "Personalvertretungsrecht" zu

gelten hätte. Vielmehr lässt sich hier aus dem PBVG eher ableiten, dass der Gesetzgeber in § 65 Abs. 3 PBVG bewusst

nur für Versetzungen das "Zustimmungserfordernis" festgelegt hat.Dass der Gesetzgeber des BDG für bestimmte

Verwendungsänderungen auch die Schutzmechanismen des Versetzungsschutzes festlegt, bedeutet noch nicht die

Wertung, dass dies auch für das "Personalvertretungsrecht" zu gelten hätte. Vielmehr lässt sich hier aus dem PBVG

eher ableiten, dass der Gesetzgeber in Paragraph 65, Absatz 3, PBVG bewusst nur für Versetzungen das

"Zustimmungserfordernis" festgelegt hat.

Der Sinn dieser gesetzlichen Bestimmungen liegt darin, die Ausübung der Funktion des gewählten Personalvertreters

in dessen Wirkungsbereich zu gewährleisten. Bei einer "Versetzung" zu einem anderen "Betrieb" könnte der

Personalvertreter auch sein Mandat verlieren (vgl. § 39 Abs. 1 Z 4 PBVG). Daher ist die Zustimmung des betroAenen

Organes bei einer "Versetzung" oder "Dienstzuteilung" (d.h. die vorübergehende oder dauernde Zuweisung eines

ArbPl) zu einer anderen Dienststelle ("Betrieb") notwendig. Durch die qualiCzierte Verwendungsänderung tritt aber

weder im Dienstort noch in der Zugehörigkeit zur bisherigen Dienststelle eine Änderung ein. Es ist daher keine

Zustimmung des Personalvertreters zur qualiCzierten Verwendungsänderung einzuholen (vgl. auch zum

Versetzungsschutz nach dem § 27 Abs. 1 BPVG BerK 8.2.1996, GZ 44/7-BK/95 und 21.3.2000, GZ 128/8-BK/99).

Abweisung.Der Sinn dieser gesetzlichen Bestimmungen liegt darin, die Ausübung der Funktion des gewählten

Personalvertreters in dessen Wirkungsbereich zu gewährleisten. Bei einer "Versetzung" zu einem anderen "Betrieb"

könnte der Personalvertreter auch sein Mandat verlieren vergleiche Paragraph 39, Absatz eins, ZiAer 4, PBVG). Daher

ist die Zustimmung des betroAenen Organes bei einer "Versetzung" oder "Dienstzuteilung" (d.h. die vorübergehende

oder dauernde Zuweisung eines ArbPl) zu einer anderen Dienststelle ("Betrieb") notwendig. Durch die qualiCzierte

Verwendungsänderung tritt aber weder im Dienstort noch in der Zugehörigkeit zur bisherigen Dienststelle eine

Änderung ein. Es ist daher keine Zustimmung des Personalvertreters zur qualiCzierten Verwendungsänderung

einzuholen vergleiche auch zum Versetzungsschutz nach dem Paragraph 27, Absatz eins, BPVG BerK 8.2.1996, GZ 44/7-

BK/95 und 21.3.2000, GZ 128/8-BK/99). Abweisung.
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